
Bewährtes muss durch Neues ersetzt werden
Fundamentale Neuausrichtung geht mit vielen strukturellen Disruptionen einher – Wirtschaft und Gesellschaft müssen sich aus ihrer Komfortzone herausbewegen

Dies wird in den kommenden Jahren 
den Unsicherheitsgrad in der Wirt-
schaft spürbar anheben. Wirtschaft 
und Gesellschaft müssen sich aus 
ihrer Komfortzone herausbewegen. 
Dafür braucht es klare Anreize und 
Signale. Doch was heißt dies nun 
konkret?

Hohe Insolvenzquote

Mit 62 Insolvenzen je 10 000 
Unternehmen gehörte NRW im Jahr 
2021 wieder einmal zu den Spitzen-
reitern in der deutschlandweiten Lis-
te von Insolvenzen. Übertroffen wird 
das Bundesland nur von Bremen und 
Berlin. Zwar scheinen sich die Insol-
venzen in NRW im Jahr 2022 dem 
nationalen Durchschnitt genähert zu 
haben. Doch das Land weist schon 
über Jahre eine strukturell höhere 
Insolvenzquote auf.

Mit ihrem Industriefokus tut sich 
die Wirtschaft schwer, tragfähige 
und vor allem global wettbewerbsfä-
hige Geschäftsmodelle sicherzustel-
len – so oftmals der erste Eindruck 
nach solchen Zahlen. Anhaltend 
hohe Insolvenzen bringen grundsätz-
lich Zweifel über die Fähigkeit, den 
Wirtschaftsstandort NRW im Schat-
ten von Klimazielen und Globalisie-
rung zukunftsfähig machen zu kön-
nen. Doch diese Sicht ist einseitig.

Insolvenzen sind nur dann proble-
matisch, wenn es keine ausreichende 
Dynamik von neuen unternehmeri-
schen Impulsen gibt. Denn dann 
wäre in der Tat ein Verlust an zukünf-
tigem Wertschöpfungspotenzial am 
Standort NRW zu verzeichnen. Wich-
tig ist, dass beides, Schöpfung wie 
auch Zerstörung stattfindet, um so 
eine Transformation zu einer neuen 
zukunftsträchtigen Industriestruktur 
sicherzustellen. So ist die hohe Insol-
venzquote ein klares Zeichen einer 
hohen strukturellen Veränderung in 
NRW. Und es ist sicherlich kein Indiz 
für fehlende Transformation.

So ist NRW nach Berlin und Bayern 
führend in der Start-up-Szene, und 
die Anzahl der Neugründungen ist 

teilungen etablierter Unternehmen 
tragen zu einer exzellenten For-
schungskultur in NRW bei. Die 
Herausforderung ist, diese Innova-
tionen am und für den Standort NRW 
zu nutzen.

Weniger Studienanfänger

Eine enge Verzahnung zwischen 
Hochschulen und Unternehmen ist 
deshalb ebenso wichtig, wie ein guter 
Zugang der Wirtschaft zu akademi-
schen Fachkräften. Doch die Zahl der 
Studienanfänger in Nordrhein-West-
falen ist im Jahr 2021 erneut gesun-
ken. NRW generiert also tendenziell 
immer weniger Humankapital. Doch 
dies geht nicht unbedingt einher mit 
einer Verschärfung des Fachkräfte-
mangels. Entscheidend für den 
Standort NRW sind die Gewinnung 
und der Verbleib von Fachkräften, da 
diese das Potenzialwachstum be­-
stimmen.

Ziel muss es sein, Fachkräfte nach 
NRW zu locken beziehungsweise sie 
zu halten, damit keine Auslagerung 
von Produktion und neuen technolo-
gischen Anwendungen stattfindet. 
Angesichts der hohen Mobilität von 
Fachkräften sind die Attraktivität 
und der Zugang zum Arbeitsstandort 
NRW entscheidender als die Anzahl 
der Studienanfänger im Land. NRW 
benötigt also eher eine fokussierte 
Einwanderungspolitik als ein weite-
res Forschungsinstitut.

Ob qualifizierte Fachkräfte und 
unternehmerischer Geist oder Inves-
titionen in die Erneuerung des Kapi-
talstocks: NRW muss klare Anreize 
schaffen, um den enormen Trans­-
formationsprozess durch nachhalti-
ge Wertschöpfung sicherzustellen. 
Denn am Ende manifestiert sich der 
Erfolg der Wirtschaftspolitik in NRW 
nicht allein in der Klimaneutralität, 
sondern vor allem darin, dass es 
gelungen ist, den Wirtschaftsstand-
ort zu erneuern und zu erhalten. Nur 
so ist auch in Zukunft ein hoher 
Lebensstandard in NRW sicherge-
stellt.

Rückenwind für Freiheitsenergien
Genossenschaften bieten Lösungen – Win-win-Situation schaffen, bei der erneuerbare Energien als Chance und nicht als Bedrohung empfunden werden
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Die Menschen in Deutschland verfü-
gen über so viel Geld wie nie zuvor. 
Eine Meldung der DZ Bank hat das 
Geldvermögen in Privathaushalten 
2022 auf 7,7 Bill. Euro beziffert. 
Davon sind 2,15 Bill. Euro als Bargeld 
und Sichteinlagen voll liquide. Zum 
Vergleich: Deutschlands Bruttoin-
landsprodukt (BIP) lag im vergange-
nen Jahr bei knapp 3,6 Bill. Euro – 
also etwas weniger als der Hälfte des 
Geldvermögens der Deutschen.

Parallel zum steigenden Geldver-
mögen kommt es auch zu einem Wer-
tewandel im Anlageverhalten. Sus-
tainable Finance und Impact Inves-
ting sind Begriffe, die auch abseits 
von Fachkreisen hohe Wellen schla-
gen. Anleger und Anlegerinnen ach-
ten mehr auf Nachhaltigkeit und die 
Wirkung ihrer Investments. Die Men-
schen suchen nach Möglichkeiten, 
mit ihrem Geld etwas Positives zu 
bewirken und einen merkbaren 
­Nutzen in der eigenen Lebensrealität 
zu schaffen – jenseits des schnellen 
Geldes.

Gleichzeitig erfordert die Alterung 
unserer Gesellschaft eine sichere pri-
vate Altersvorsorge. 2020 kamen auf 
eine Rentnerin beziehungsweise 
einen Rentner 1,8 sozialversiche-
rungspflichtig Beschäftigte. Vor 30 
Jahren lag dieses Verhältnis noch bei 
1 zu 2,7.

Weitere Komponente

Und seit dem Beginn des Angriffs-
krieges Russlands auf die Ukraine 
bekommt die Energiewende neben 
einer klimapolitischen Komponente 
auch noch eine sicherheitspoliti-
sche. Die Haltung von Robert 
Habeck, Bundesminister für Wirt-
schaft und Energie, zeigt: Nicht nur 
mit Blick auf die Bundeswehr steht 
Deutschland vor einer Zeitenwende. 
In Turbo-Geschwindigkeit muss 
Deutschland seinen Fokus von Auto-
kratien auf Autonomien richten. 
Dabei geht es nicht um Autarkie, 
sondern um Diversifizierung. In die-
sem Lichte gesehen, wundert es 
nicht, dass der Bundesminister der 
Finanzen Christian Lindner die 
erneuerbaren Energien zu „Frei-
heitsenergien“ ernannt hat.

auch im vergangenen Jahr kräftig 
gestiegen Auch wenn der Wertschöp-
fungsverlust einer Insolvenz höher ist 
als die anfängliche Wertschöpfung 
eines Start-ups, so zeigt der Vergleich 
dennoch eine ausgeglichenere Ver-
änderungsdynamik. Aber: Es muss 
am Standort NRW noch einiges mehr 

passieren. Die Wertschöpfungsdyna-
mik wird den strukturellen Heraus-
forderungen nicht gerecht. Soll hei-
ßen: Wachstumsdynamiken und all-
gemeine Neugründungen bleiben 
trotz des hohen Anpassungsbedarfs 
im Ländervergleich eher Durch-
schnitt. Wo sollte der Fokus liegen?

Risikokapital im Blick

Die Notwendigkeit der schöpferi-
schen Zerstörung, also die Notwen-
digkeit alte Technologien, Geschäfts-
modelle und Investitionen abzu-
schreiben und durch neue zu erset-
zen, nimmt in Folge von Krisen, tech-
nologischem Wandel und vor allem 
der Klimaziele rasant zu. So darf der 
Erhalt alter Geschäftsmodelle nicht 
vorrangig im Fokus stehen. Subven-
tionierung mag kurzfristig Arbeits-
plätze erhalten, sie schafft aber kein 
Wachstum, keine dynamische Verän-
derung und bremst oftmals die 
Anpassungsbereitschaft der Gesell-
schaft. Wichtig ist, dass ausreichend 
neue zukunftsträchtige Unterneh-
men beziehungsweise Unterneh-
mensbereiche gegründet werden.

Hierzu ist vor allem eines notwen-
dig: Risikokapital, also die zuneh-
mende Bereitschaft von Unterneh-
mern, Investoren, Banken und 
Finanzmärkten nicht nur Kapital im 
Allgemeinen, sondern dieses vor 
allem für risikoreiche Projekte für 
den Wirtschaftsstandort NRW bereit-

zustellen. Vor allem 
Banken müssen neue 
Wege in der Risikoein-
schätzung gehen. Denn 
der hohe Abschrei-
bungsbedarf wird Boni-
täten belasten, während 
Neugründungen keine 
belastbaren Zahlen lie-
fern können. Erforder-
lich ist eher eine voraus-
schauende denn rückbli-
ckende Risikobeurtei-
lung. Dies bedarf jedoch 
einer gewissen unter-
nehmerischen Risikobe-

reitschaft. Auch kann ein Plattform-
vertrieb helfen, überregionales Kapi-
tal zu mobilisieren, um das erhöhte 
Risiko zu streuen.

Investitionen der Unternehmen in 
NRW sind von 2,5 % des Umsatzes 
im Jahr 2010 auf über 3 % im Jahr 
2020 gestiegen. Zwar lag die Quote 
damit immer noch leicht unter dem 
Bundesdurchschnitt, allerdings ver-
lief der Anstieg in den zurückliegen-
den Jahren dynamischer als in ande-
ren Bundesländern. Sprich: NRW 
holt auf und Unternehmen nehmen 
die Herausforderung der Erneuerung 
zunehmend an. Diese Quote muss 
jedoch angesichts des bestehenden 
Abschreibungsbedarfs und notwen-
digen Wandels in der Industrie wei-
ter spürbar gesteigert werden.

Gleichzeitig benötigt eine höhere 
Risikobereitschaft eine höhere Risi-
koprämie der Kapitalgeber. Die Kos-
ten der Transformation werden des-
halb für Unternehmen, die dafür 
bereit sind, hoch sein. Um Anreize 
zu schaffen, kann der Staat durch 
Finanzprodukte wie Förderkredite 
unterstützend eingreifen. Wün-
schenswert wäre auch eine teilweise 

Von
Klaus Bauknecht

Chefvolkswirt der 
IKB Deutsche Industrie-
bank AG
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Nordrhein-Westfalen (NRW) ist ein 
Schlüsselland für das Gelingen der 
Energiewende und damit auch für 
den Erfolg der Neuausrichtung des 
gesamten Industriestandortes 
Deutschland. Denn im bundesweiten 
Vergleich wird hierzulande mit 
Abstand am meisten Energie ver-
braucht, und die Treibhausgasbilanz 
liegt deutlich über dem europäischen 
und dem deutschen Durchschnitt. So 
hat die Landesregierung sich dem 
Klimaschutzabkommen von Paris 
verpflichtet und das Ziel der Treib-
hausgasneutralität für das Jahr 2050 
fixiert.

Die Industrie muss also in der 
Energiebeschaffung wie -nutzung 
grundsätzlich neue Wege gehen und 
finden, um eine klimaneutrale und 
damit zukunftsfähige Wertschöp-

fung am Standort NRW zu sichern. 
Solch eine tiefe und fundamentale 
Neuausrichtung geht unweigerlich 
mit vielen strukturellen Disruptionen 
einher, die für Unternehmen und 
Gesellschaft herausfordernd sind. 
Bewährtes muss durch Neues und 
weniger Bekanntes ersetzt werden. 

„Nordrhein-Westfalen ist 
ein Schlüsselland für 
das Gelingen der 
Energiewende und 
damit auch für den 
Erfolg der Neuausrich-
tung des gesamten 
Industriestandortes 
Deutschland. Denn im 
bundesweiten Vergleich 
wird hierzulande mit 
Abstand am meisten 
Energie verbraucht.“

Übertragung der Risiken auf den 
Staat. Schließlich ist der Weg zur 
Klimaneutralität ein gesellschaftli-
ches Ziel. Entscheidend ist, dass 
hohe Kapitalkosten keine Hürde für 
notwendige private Investitionen 
und Erneuerungen der Wirtschaft 
sind. Mit der Klimapolitik nicht zu 
vereinbarende Geschäftsmodelle 
dürfen gleichzeitig nicht subventio-
niert werden, während innovative 
und risikoreiche Wege für Unterneh-

men vorangetrieben beziehungswei-
se durch die Subventionierung von 
Risikoprämien unterstützt werden 
müssen.

Um nicht nur die Nachteile, son-
dern auch Vorteile der schöpferi-
schen Zerstörung in NRW sicherzu-
stellen, bedarf es neben ausreichen-
dem Risikokapital auch einem hohen 
Maß an Innovationsbereitschaft und 
vor allem Entrepreneurship. Es ist 
der unternehmerische Geist sowie 
das für die Realisierung nötige 
menschliche Kapital, das ausrei-
chend vorhanden sein muss. Eine 
Vielzahl renommierter Hochschu-
len, außeruniversitärer Spitzenfor-
schungsinstitute und Forschungsab-

„Ob qualifizierte 
Fachkräfte und 
unternehmerischer Geist 
oder Investitionen in die 
Erneuerung des 
Kapitalstocks: NRW 
muss klare Anreize 
schaffen, um den 
enormen Trans­-
formationsprozess durch 
nachhaltige 
Wertschöpfung 
sicherzustellen.“

Wir müssen also innerhalb kürzes-
ter Zeit Tausende von Anlagen zur 
Produktion von erneuerbaren Ener-
gien bauen und Speichermöglichkei-
ten schaffen. Dafür bedarf es neben 
Geld auch Akzeptanz, denn die Ein-
griffe in die Landschaft werden 
gewaltig sein.

Die zwingend erforderliche Ener-
giewende gelingt nur, wenn wir 
Wege finden, ihre Akzeptanz zu 
erhöhen. Die Partizipation der Men-
schen, die von den Eingriffen in unse-
re Landschaft betroffen sind, ist 
dabei zentral. Und zwar Partizipa-
tion in finanzieller Hinsicht, wie auch 
in Form unternehmerischer Mitbe-
stimmung. Die Betroffenen müssen 
(Teil-)Eigentümer der Anlagen wer-
den. Die finanziellen Mittel dazu 
haben sie. Und mit der Genossen-
schaft steht eine vielfach erprobte 
Lösung zur Verfügung, die Akzep-
tanz, Mitsprache, finanzielle Vorteile 
sowie die Finanzierung durch die 
lokal beziehungsweise regional 
Betroffenen ermöglicht.

Besondere Stellung

Eine Studie der Bertelsmann-Stif-
tung zum wirkungsorientierten 
Investieren (WI) bescheinigt der 
Genossenschaft als Rechtsform  eine 
besondere Stellung. Es habe sich bei 
erneuerbaren Energien gezeigt, dass 
„private Haushalte in der Breite ein 
hohes Maß an Bereitschaft für zweck-
gerichtete Anlagen [zeigen], und sie 
haben insgesamt durchaus nicht 
unerhebliche Anlagemittel in stan-
dardisierte WI investiert. […] Genos-
senschaften scheinen sich als Eigen-

kapitalbeteiligungen besonders für 
diese Anlegergruppe zu eignen, da 
sie spezielle Beteiligungsrechte ein-
räumen und […] etabliert sind.“

Wir sehen also: Die globalen Zer-
würfnisse verlangen auch nach 
regionalen Lösungen – das scheint 
auch in Nordrhein-Westfalen 

(NRW) anzukommen. 
So wird als erste Priori-
tät im Energiekapitel 
des Koa­litionsvertrages 
die Un­abhängigkeit von 
Russland genannt. In 
einem Binnenland steht 
dabei vor allem Wind-
kraft an Land im Fokus. 
In den nächsten fünf 
Jahren sollen mindes-
tens 1 000 zusätzliche 
Windkraftanlagen ent-
stehen, dafür soll die 
pauschale Abstandsre-
gel zu Wohnsiedlungen 

abgeschafft werden.
Die Koalition will die Bürger und 

Bürgerinnen mehr einbinden und 
Formate fördern, die die Menschen 
vor Ort – gerade auch finanziell – 
teilhaben lassen. Genossenschaften 
offerieren diese Form der Partizipa-

tion. Auf der einen Seite bieten sie 
organisatorische und finanzielle 
Teilhabe, schaffen Wertschöpfung in 
der Region und sorgen für eine Iden-
tifikation mit der Energiewende. Und 
auf der anderen Seite geben sie als 
insolvenzsicherste Rechtsform eine 
Möglichkeit, privates Kapital in 
einem geschützten Rahmen wir-

Von
Peter Götz . . .

Vorstandsmitglied 
beim Genossen-
schaftsverband – 
Verband der 
Regionen e.V.

„Gerade für Kommunen 
sind Genossenschaften 
ein lohnendes Mo­dell, 
da sie neue Finanzmittel 
freisetzen und das 
soziale Kapital im 
Ort steigern. 
Seit 2021 gibt es die 
Kommunalabgabe bei 
Windprojekten.“

wertem Umfang zweckorientierte 
Finanzierungen zur Erzeugung 
erneuerbarer Energien […].“

Die Novelle des Erneuerbare-Ener-
gien-Gesetzes (EEG), das sogenannte 
Osterpaket, hat bereits Besserungen 
in den Bereichen Bürgerenergie, Fo­-
tovoltaik und Wasserkraft gebracht. 
Neben dem Abbau weiterer regulato-
rischer Hürden braucht es nun vor 
allem zwei Dinge: den Mut zur Grün-
dung sowie den Mut zum Wachstum. 

Einerseits müssen Kommunen und 
Bürger sowie Bürgerinnen in NRW 
neue Genossenschaften gründen, um 
die beschriebenen Potenziale konse-
quent zu heben. Es gilt, sichtbar und 
aktiv zu sein, schon bevor neue Flä-
chen ausgewiesen werden.

Andererseits sollten bestehende 
Akteure den Rückenwind der Politik 
und die Chancen eines genossen-
schaftlichen Ökosystems zur Auswei-
tung des Geschäftsmodells nutzen 
und mit lokalen Kreditinstituten, 
Akteuren der Energiewirtschaft und 
genossenschaftlichen Projektierern 
von Windparks, wie zum Beispiel der 
Prokon eG, zusammenarbeiten. Nur 
so lässt sich eine Win-win Situation 
schaffen, bei der erneuerbare Ener-
gien als Chance und nicht als Bedro-
hung wahrgenommen werden.

„Die Novelle des 
Erneuerbare-Energien-
Gesetzes (EEG), das 
sogenannte Osterpaket, 
hat bereits Besserungen 
in den Bereichen Bürger-
energie, Fotovoltaik und 
Wasserkraft gebracht. 
Neben dem Abbau 
weiterer regulatorischer 
Hürden braucht es nun 
vor allem zwei Dinge: 
den Mut zur Gründung 
sowie den Mut zum 
Wachstum.“

kungsorientiert anzulegen. Damit 
bieten Energiegenossenschaften 
Kapital und Akzeptanz – zwei Ele-
mente, ohne die eine Energiewende 
nicht gelingen kann.

Im Koalitionsvertrag stechen die 
Begriffe „Akzeptanz“ und „Bürgerbe-
teiligung“ hervor. Die Parteien 

haben verstanden, dass die Men-
schen nicht prinzipiell gegen Wind-
räder sind – sondern, dass man sie 
beteiligen muss. Diese Einschätzung 
wird gedeckt von aktuellen Zahlen 
von YouGov. In einer repräsentati-
ven Umfrage wird eine hohe Zustim-
mung zum genossenschaftlichen 
Prinzip in der Bevölkerung deutlich. 
76 % der Deutschen stimmen zu, 
dass Genossenschaften einen wert-
vollen Beitrag für die Gesellschaft 
leisten. 36 % der Menschen in NRW 
können sich sogar vorstellen, selbst 
Mitglied in einer Wind-Genossen-
schaft zu werden. Viele Medien und 
Politiker wie auch Politikerinnen 
zeichnen oft ein anderes Bild vom 
Blockieren und von Ablehnung. Das 
Gegenteil ist aber der Fall. Der Blick 
auf das Windrad ist offensichtlich ein 
anderer, wenn man selbst daran 
beteiligt ist.

Zukunftsfähiges Ökosystem

Eine aktuelle Studie des Zukunfts-
instituts untersucht Genossenschaf-
ten unter dem Gesichtspunkt von 
Megatrends. Dabei kam heraus: „Als 
selbsttragende Akteure stärken 
Genossenschaften den gesellschaft-
lichen Zusammenhalt und stützen 
die Demokratie. [Sie] verbinden die 
Mitbestimmungsmöglichkeiten des 

Vereins mit der Effizienz von Unter-
nehmen.“ Mit Blick auf die Mega-
trends der Gesellschaft sei gerade 
die Energiewende ein Beispiel, wie 
sich der Trend der Glokalisierung, 
die Verbindung von Globalität und 
Lokalität, manifestiert. Der Autor 
kommt zu dem Schluss: „Niedrig-

schwellige finanzielle 
Teilhabemöglichkeiten 
und die direkte Nutzung 
der selbst erzeugten 
Energie sind der Schlüs-
sel für Teilhabe und Ein-
beziehung der Bürger 
und Bürgerinnen. Damit 
werden […] Genossen-
schaften zum zentralen 
Akteur, um die Ener­-
giewende voranzubrin-
gen.“

Gerade für Kommu-
nen sind Genossenschaf-
ten ein lohnendes Mo­-

dell, da sie neue Finanzmittel freiset-
zen und das soziale Kapital im Ort 
steigern. Seit 2021 gibt es die Kom-
munalabgabe bei Windprojekten. 
Kommunen in der Nähe eines Wind-
parks erhalten Geld für jede produ-
zierte Kilowattstunde. Sie entschei-
den frei, wie sie das Geld einsetzen. 
Sie werden zusätzlich entlastet, 
wenn Genossenschaften zum Bei-
spiel das Nahwärmenetz betreiben. 
Letztlich kann eine Kommune als 
juristische Person sogar selbst Mit-
glied in einer Genossenschaft wer-
den – und sich mit anderen Kommu-
nen zusammenschließen.

Das Zusammenspiel mit kommu-
nalen Akteuren wie etwa Stadtwer-
ken wird ganz entscheidend sein, frei 
nach dem genossenschaftlichen Mot-
to: „Was einer allein nicht schafft, das 
schaffen viele“. Die Bertelsmann-
Studie unterstreicht das Potenzial 
dieses kooperativen Ökosystems im 
Hinblick auf die Nutzbarmachung 
der hohen Summen des privaten 
Kapitals. „Eine […] Form zweckge-
richteten Investierens stellen in 
Deutschland […] Genossenschaften 
[…] dar. Sie finden sich vor allem 
als Ergebnis von Partnerschaften 
zwischen Volks- und Raiffeisenban-
ken mit örtlichen Stadtwerken oder 
Wohnungsbaugenossenschaften. Sie 
ermöglichen regional in nennens-

. . . und
Felix Reich

Referent für Politische 
Interessenvertretung 
beim Genossen-
schaftsverband – 
Verband der 
Regionen e.V.Fo
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